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Heißes Eisen 
Abschußplanung 
Mit Abschußplänen rur' s 
Rehwild sieht sich fast jeder 
.läger in Deutschland konfron­
tiert, und es ist nach wie vor 
einer der am heißesten disku­
tierten Knackpunkte. Deshalb 

ßJV-Geschäftsführer 
Dr. Joachim 
Reddemann (rechts) 
mit Dr. Odward 
Geisel vom Institut 
für Tierpathologie 
der Universität 
München. 

.. ~ 

folgt an dieser Stelle eine Zu­
sammenfassung des Referats 
von Dr. Paul Leonhardt. 
Weitere Schwerpunktthemen 
werden demnächst in der 
PIRSCfi vorgestellt. 
Dr. Leonhardt wies darauf 
hin, daß es Abschußpläne für 
Schalenwild nicht erst, wie 
immer wieder behauptet 
wird, seit dem Reichsjagdge­
setz, sondern bereits seit En­
de des vorigen Jahrhunderts 
gibt. Ursprünglich als Be­
schränkung des Abschusses 
nach oben gedacht, haben sie' 
sich allerdings mittlerweile in 

Auch Rehwild hat ein Recht 
auf Schonzeit! 
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Die PIRSCfi nutzte die 
Pressekonferenz zu der 
Frage, was denn der B.JV 
konkret zu unternehmen 
gedenke gegen die quasi 
wahllose Aulllebung der 
Schonzeit ftir Rot-, Reh­
und Gamswild auf einer 
Gesamtfläche von rund 
31 000 Hektar in Revie­
ren mit Schutzwaldsanie­
rtlngsgebieten (siehe 
PIRSCfi 8/99, Seiten 18 
und 19). 
Dr. Vocke teilte darauf 
folgendes mit: Er habe 
als Landtagsabgeordneter 
eine parlamentarische 
Anfrage gestartet. In ei­
nem Acht-Punkte-Kata­
log dringe man unter an­
derem auf die Klärung 
der Fragen, 
>- womit die Notwendig­

keit der Schonzeitauf­
hebung au f dieser ge-

samten Fläche genau 
begründet werde, 

>- wie hoch die Fallwild­
verluste in diesem 
Winter seien, 

>- und wie man die zu er­
wartenden negativen 
Auswirkungen dieser 
Jagdzeitverlängerung 
auf die Rauhfußhiihner 
werte, ftir deren Erhalt 
ja andererseits Millio­
nen von Mark ausge­
geben würden. 

Dr. Vocke betonte, daß 
der BJV nicht gegen ein­
zelne, notwendige und 
gezielte Maßnahmen in 
Schutzwaldsanierungsge­
bieten sei . Aber auch das 
Rehwild habe ein Recht 
auf Tierschutz! Wider je­
des bessere Wissen werde 
nun gerade in sensiblen 
Bereichen praktisch rund 
ums Jahr gejagt. GT 

ßJV-Präsident Dr. Jürgen Vocke (6.v.r.) und ßJV-Vizepräsident Lothar 
Reiner (3.v.r.) im Kreise "geballter Wissenschaft". 

zeigt: Bei Hegege­
meinschaften mit 
der Abschußemp-

Aufmerksame 
Zuhörer: In der 

fehhmg "erhöhen" 
betrug der durch­
schnittliche Wald­
anteil nur 38 Pro­
zent, bei Hegege­
meinschaften mit 
der Empfehlung 
"deutlich erhöhen" 
gar nur 31 Prozent, 
während Hegege­
meinschaften, bei 
denen der Abschuß 

ersten Reihe mit 
Prof. Dr. Fischer, 
Prof. Dr. Kennel. 
Dr. Petrak und Dr. 
Leonhardt (v.l.) 
vier der 14 
Referenten sowie 
der bayerische 
Landesjagdberater 
Heinrich Schätzler. gesenkt werden 

eine M indestvorgabe lllnge­
kehrt. Die Auffassung der 
Oberverwaltungsgerichte, daß 
die Abschußplanung ein soge­
nannter "gebundener Verwal­
tungsakt" ist, hat Konsequen­
zen von großer Tragweite: 
Die Abschußpianfestsetzung 
einer Jagdbehörde kann mit 
Sachverständigengutachten vor 
Gericht angefochten werden. 
Das hat in der jüngsten Ver­
gangenheit zu - Dr. Leon­
hardt wörtlich - "regelrechten 
Provinzpossen" geführt, wie 
zum Beispiel im bundesweit 
bekannten "Fall Ilinter­
stoißer". 

Der Waldanteil -
ein wichtiger Faktor 

Zudem ist es die Frage, ob bei 
der Abschußpianfestsetzung 
nicht auch Faktoren wie 
Unruhe im Revier, Freizeit­
einrichtungen, ungUnst ige 
Wald-Feld-Verteilung oder 
besonders schlechte Äsungs­
verhältnisse eine Rolle spie­
len sollten. Eine Auswertung 

konnte, einen 
Waldanteil von 56 Prozent 
aufwiesen. .Je geringer der 
Waldanteil, desto problemati ­
scher ist also offenbar der Zu­
stand der Verjüngung. 
Trotz einer Reihe bereits rea­
lisierter Vereinfachungen bei 
der Abschußplanung in Bay­
ern wird nach weiteren Mög­
lichkeiten gesucht. Zum Bei­
spiel könnte man dort, wo das 
Vegetationsgutachten örtlich 
tragbare Rehwildbestände 
ausweist, von der staatlichen 
Abschußplanung absehen. 
Das scheitert derzeit aller­
dings an den Vorgaben des 
Bundesjagdgesetzes. Bayern 
hat deshalb mit dem Ziel, das 
Bundesjagdgesetz entspre­
chend zu ändern, einen Ent­
schließungsantrag im Bun­
desrat eingebracht. Der Er­
folg dieser Initiative bleibt ab­
zuwarten. Eines ist jedoch si­
cher: An die Stelle von An­
ordnungen werden zuneh­
mend Eigenverantwortung, 
Verhandlungen und koopera­
tive Problem lösungen treten 
müssen. 
Welch tremiches Schlußwort! 
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